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Neue Energiepolitik von links (Auszug)
•  Für  eine  soziale  und  ökologische  Verkehrspolitik  mit  absolutem  Vorrang  für  den öffentlichen  Nahverkehr.  Netzdichte,  Taktzeiten  und  Ausstattung  von  Bussen  und Bahnen müssen  verbessert werden,  die  Preise  für  Fahrkarten müssen  deutlich  gesenkt werden.  Wir  fordern  ein  flächendeckendes  Nahverkehrsticket  verknüpft  mit  einem Sozialticket für NRW;

Öffentlich statt privat (Auszug)
DIE LINKE. NRW  setzt  sich konsequent dafür ein, dass alle Bereiche der Daseinsvorsorge  in NRW  in  öffentliche  Hand  gehören.  In  den  letzten  Jahren  wurde  öffentliches  Eigentum verscherbelt  oder  zerschlagen,  den  privaten  Unternehmen  wurden  die  Türen  zu  Schulen, Universitäten und öffentlichen Einrichtungen geöffnet. Auf der Strecke bleiben die Rechte und Arbeitsbedingungen  der  Beschäftigten  und  die  Qualität  der  Versorgung.  Wir  fordern  eine generelle  Abkehr  von  der  Politik  „Privat  vor  Staat“.  Energie-  und  Wasserversorgung, Gesundheits-  und  Bildungswesen,  sozialer  Wohnungsbau  und  Abfallwirtschaft,  öffentlicher Personenverkehr und kulturelle Einrichtungen sollen uns allen gehören. 

•  Für  eine  Bau-  und Verkehrsplanung  in  Städten  und Gemeinden,  in  der  Bildungs-  und Gesundheitseinrichtungen  sowie  Betreuungs-  und  Beratungsangebote  wohnortnah  und verkehrsgünstig zu erreichen sind;

III. Alternativen von links - für eine neue Umwelt-, Energie- und Verkehrspolitik 

1. Für eine soziale und ökologische Verkehrspolitik 

Die Verkehrspolitik der Landesregierung NRW ist durch die Bevorzugung des Straßenverkehrs nicht nur unsozial, sondern auch aus ökonomischen und ökologischen Gesichtspunkten verheerend. In Anbetracht des Klimawandels  und  eines  prognostizierten Anwachsens  des  LKW-Verkehrs  um  100  Prozent  in  den nächsten Jahren braucht NRW eine Wende hin zu einer ökologischen Verkehrspolitik.  

Absolute  Priorität  einer  zukunftsgerichteten  Verkehrspolitik  ist  eine  Politik  der  Verkehrsvermeidung. Hierzu  gehören  eine  Strukturpolitik  der  kurzen  Wege  und  damit  eine  Abkehr  von  einer  Politik  im Städtebau,  die Wohnen, Arbeiten  und  Freizeitgestaltung  als  voneinander  getrennte  Bereiche  plant  und baut.  Gut  30  Prozent  der  Wege  werden  nach  Untersuchungen  heute  noch  zu  Fuß  oder  per  Rad zurückgelegt.  In Aachen  und Münster  liegt  dieser Anteil  bei  über  50  Prozent. Wir  fordern  daher  den Ausbau der Infrastruktur  für den nichtmotorisierten Verkehr, da derartige Investitionen nicht zuletzt auch einen  weit  höheren  Nutzen  für  die  Umwelt  als  Investitionen  in  den  motorisierten  Individualverkehr haben.  

Mobilität für alle – in umweltpolitischer Verantwortung und zu akzeptablen Preisen – kann nur durch den Ausbau des öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) erreicht werden.  

DIE LINKE. NRW fordert daher eine flächendeckende Versorgung der Bevölkerung durch den ÖPNV. In ländlichen Gebieten, in denen eine Anfahrt im Stundentakt kaum genutzt wird, sind alternative Konzepte wie  das  „BusTaxi“  zur  Sicherstellung  ausreichender  Verkehrsdienstleistungen  für  die  Bevölkerung umzusetzen.  

Den Bau von U-Bahnen  lehnt DIE LINKE. NRW ab. Der U-Bahn-Bau und die Betriebskosten sind um ein  vielfaches  teurer  als  Straßenbahnen  und  Bussen.  Vorrang  beim  Ausbau  des  ÖPNV  muss  das kostengünstigste Verkehrsmittel haben, ökologische Kriterien sind ebenfalls zu berücksichtigen. 

DIE LINKE. NRW  fordert  den Bau  von  autofreien  Stadtteilen, wie  sie  in Münster  umgesetzt wurden. 

Bürokratische  und  bauordnungsrechtliche  Hindernisse,  die  solche  Vorhaben  behindern,  sind  zu beseitigen. 

Mit  einer  neuen  Verkehrspolitik  kann  dauerhaft  eine  drastische  Verringerung  der  verkehrsbedingten gesundheitsschädlichen Feinstaubbelastung vor  allem  in den  Innenstädten  erreicht werden. Der Ausbau und die Erneuerung von Bahnhöfen und Haltepunkten soll vorangetrieben werden. Statt der Privatisierung der  Bahn  setzt  sich  DIE  LINKE.  NRW  für  eine  Deutsche  Bahn  in  öffentlichem  Eigentum  und  mit erweiterten  demokratischen  Einflussmöglichkeiten  der  Fahrgäste  und  ihrer  Verbände  sowie  der Beschäftigten und ihrer Gewerkschaften ein. 

Das  hohe  Wachstum  von  Gütertransporten  konzentriert  sich  in  NRW  im  Wesentlichen  auf  LKW-Transporte. Damit wachsen  auch  die  klimaschädlichen  Emissionen  und  andere  Folgeschäden  an.  Eine Ursache  dieses  Wachstums  beim  LKW-Verkehr  liegt  in  der  fortgesetzten,  künstlich  herbeigeführten Verbilligung der Transportkosten. DIE LINKE. NRW fordert daher, dass diese Subventionierung beendet und  die  externen  Kosten  des  LKW-Verkehrs  eingerechnet  werden.  In  NRW  sind  effektivere Logistikkonzepte  und  Verteilzentren  unter  Einbeziehung  der  nordrhein-westfälischen  Binnenhäfen  zu entwickeln, die  eine Verlagerung des Gütertransportes von der Straße  auf die Schiene und das Wasser ermöglichen.  

Die  Subventionierung  des  Flugverkehrs  muss  umgehend  gestoppt  werden.  Gesundheits-,  Lärm-  und Klimaschutz verbieten den Ausbau regionaler Flughäfen und erfordern konsequente Nachtflugverbote.  

Als  Alternative  primär  für  den  innerstädtischen motorisierten  Individualverkehr  steht  das  Fahrrad  zur Verfügung und muss vom Land verstärkt gefördert werden. Dabei darf das Fahrrad nicht  länger nur als Freizeitvergnügen angesehen werden. Die Mitnahme von Fahrrädern in Bussen und Straßenbahnen muss den Menschen  erleichtert werden. Das  Straßennetz  für  den  Fahrradverkehr muss  geschlossen werden. Verstärkt  sind  Radverkehrsstreifen  auf  den  Straßen  anstatt  Radwege  zusammen  mit  Bürgersteigen einzurichten. Die Durchfahrt einer Einbahnstraße auch in Gegenrichtung sollte Radfahrenden in der Regel erlaubt werden. Ampelschaltungen sollten den Rad- und nicht den Autoverkehr vorrangig behandeln. Alle Einrichtungen mit Publikumsverkehr (Einzelhandelsgeschäfte, Behörden, Freizeiteinrichtungen etc.) sind gehalten, vor ihrem Eingang für ausreichend Stellmöglichkeiten für Fahrräder zu sorgen.

An erster Stelle steht für uns die Einführung eines  landesweiten Sozialtickets  für den öffentlichen Verkehr. Denn es geht uns um das Recht aller Menschen auf Mobilität und Teilhabe ebenso wie um eine dringend gebotene umweltfreundliche Alternative zum Auto. 

DIE LINKE. NRW fordert: 

-   Ein flächendeckendes Sozialticket für NRW; 

-   Ausbau das Radwegenetzes, Vorrang für Fahrräder in den Städten; 

-  Der Güterverkehr gehört auf die Schiene und das Wasser, Entlastung der Straßen. 

